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»Friederike« – Orkan 
und Verschulden

Die Anfahrung einer feststehenden Anlage durch ein Binnenschiff begründet einen Anscheinsbeweis für nautisches Verschulden. Hat 
während der Anfahrung ein schwerer Orkan geherrscht, dann ist diese Tatsache allein, anders als eine »normale« stürmische Wetterlage, 
per se geeignet, den Anscheinsbeweis zu erschüttern (force majeure); die Beweislast für Verschulden liegt dann wieder beim Geschädig-
ten. 

Tritt ein Schiffsführer eine Reise an, obwohl er schon ex ante erkennen kann, dass eine erhebliche potentielle Gefahrenlage für die Fahrt 
besteht, dann ist dies nautisch vorwerfbar und damit schuldhaft. Dies ist bei einem großen langen Schiff, beladen mit leeren Containern 
teilweise in drei Lagen bei einer dringlichen Sturm- und Orkanwarnung (Orkan »Friederike«) der Fall. Der Schiffsführer darf sich dabei 
nicht alleine auf den nautischen Informationsfunk (NIF) verlassen, sondern darf auch allgemeine Wetterwarnungen über öffentlich zu-
gängliche Medien nicht ignorieren. Bei entsprechender Wetterlage ist das Befahren des Rheines auch dann zu unterlassen, wenn der 
Rhein von den zuständigen Behörden nicht gesperrt wird. 

Versäumt es der Schiffsführer, rechtzeitig gegen ein nicht notwendig wahrscheinliches, aber zumindest vorhersehbares Schadenereignis 
gebotene und zumutbare Maßnahmen zu ergreifen, um den Schaden abzuwenden, ist es dem Schädiger verwehrt, sich unter Verweis 
auf ein schuldloses Verhalten in der eigentlichen Gefahrensituation zu entlasten. 

§ 3 BinSchG begründet eine Zurechnungshaftung des Schiffseigners sui generis für fremdes schuldhaftes Tun, die im Rahmen vertragli-
cher Schuldverhältnisse und außerhalb von vertraglichen Schuldverhältnissen etwa bei unerlaubten Handlungen greift und neben die 
Haftung des Schiffseigners aus §§ 280, 278 und 831 BGB tritt, jedoch ohne die Exkulpationsmöglichkeit des § 831 I 2 BGB.

»Revidirte Rheinschiffahrts-Acte« von 1868, Foto: ZK

Urteil des Schiffahrtsobergericht Köln vom 
8. Juni 2021, Az.: 3 U 138/20, rechtskräftig. 

Aus den Urteilsgründen: 

Im Januar 2018 wurde in der Medienbe-
richterstattung bereits beginnend mit 
dem 15.01.2018 vor dem Orkan »Friederi-
ke« gewarnt. Dieser sollte nach den Wet-
tervorhersagen am 18.01.2018 ab dem 
Vormittag über dem Rhein im Bereich der 
späteren Unfallstelle wüten. Der Beklagte 
zu 1) war am 18.01.2018 der verantwortli-
che Schiffsführer des GMS Öhringen, die 
Beklagte zu 2) die Schiffseignerin. Das 
GMS Öhringen wurde am 17.01 .2018 
abends in Emmerich mit 45 leeren Con-
tainern beladen, dies teilweise in 3 La-
gen. Es ankerte nach der Beladung über 
Nacht in Emmerich und trat am Morgen 
des 18.01.2018 gegen 6.00 Uhr seine Fahrt 
zu Berg an. Zuvor hatte sich der Beklagte 
zu 1) weder am Abend des 17.01 .2018 
noch am Morgen des 18.01.2018 über die 
Wettervorhersagen erkundigt. Allerdings 
hatte er den Nautischen Informations-
dienst NIF permanent auf Empfang. Nach 
den – streitigen – Behauptungen der Be-
klagten wurde dort keine Unwetterwar-
nung gesendet. Zum Zeitpunkt des Fahrt-
beginns war es bereits windig und stür-
misch. Um 7.00 Uhr hörte der Beklagte zu 
1) im Radio von der Unwetterwarnung für 

den von ihm befahrenen Rheinabschnitt. 
Er entschloss sich gleichwohl zur Weiter-
fahrt. Im weiteren Verlaufe der Fahrt 
nahm der Sturm vorhersagegemäß im-
mer weiter zu. Die Container auf dem 
Schiff verrutschten, was zu einer Vertrim-
mung des Schiffes nach backbord führte. 
Der Beklagte zu 1) beschloss daraufhin 
und wegen der sich verschlechternden 
Wetterverhältnisse, den direkt vor ihm 
liegenden Schutzhafen Wesel anzusteu-
ern, um dort Schutz zu suchen. Beim Ein-
steuern in den Hafen konnte er sturmbe-
dingt nicht verhindern, dass das Schiff 
mit einer am Eingang des Hafens befind-
lichen feststehenden Verladeeinrichtung 
als Teil der Hafenanlage kollidierte und 
diese sowie einen an gleicher Stelle be-
findlichen im Eigentum der Klägerin ste-
henden unterstromseitigen Dalben be-
schädigte. Nachfolgend gelang es ihm, 
das Schiff ohne weitere Schäden und oh-
ne Containerverluste in den Hafen zu 
steuern …

Das Schifffahrtsgericht hat der Klage mit 
seinem am 13.10.2020 verkündeten und 
den Beklagten unter dem 21.10.2020 zu-
gestellten Urteil bis auf einen Teil der 
Zinsforderung und die geltend gemach-
ten Anwaltskosten für die anwaltliche Ver-
tretung der Klägerin im Verklarungsver-
fahren stattgegeben …

Die form- und fristgerecht eingelegte 
und auch im übrigen zulässige Berufung 
der Beklagten hat in der Sache keinen Er-
folg …

Fahrlässig handelt, wer die im Verkehr er-
forderliche Sorgfalt außer Acht lässt, 
§ 276 II BGB (vgl. hierzu auch v. Wald-
stein/Holland, a.a.O., § 3 BinSchG Rn. 27; 
BGHZ 39, 281). Welche Sorgfalt im Ver-
kehr einzuhalten ist, orientiert sich an ob-
jektiven Merkmalen und ist grundsätzlich 
unabhängig von den persönlichen Eigen-
schaften, Gewohnheiten und Ansichten 
des Schädigers (vgl. v. Waldstein/Holland, 
a.a.O., § 3 BinSchG Rn. 28; BGHZ 39, 281). 
Auch im Binnenschifffahrtsrecht gilt kein 
individueller, sondern – wie auch sonst 
im Zivilrecht – ein auf die allgemeinen 
Verkehrsbedürfnisse ausgerichteter ob-
jektiv-abstrakter Sorgfaltsmaßstab (Pa-
landt-Grüneberg, a.a.O., § 276 Rn. 15; v. 
Waldstein/Holland, a.a.O., § 92b BinSchG 
Rn. 7; BGHZ 39, 281). Geschuldet wird die 
erforderliche Sorgfalt, nicht bloß die übli-
che Sorgfalt (Palandt-Grüneberg, a.a.O., 
§ 276 Rn. 16). Erforderlich ist dasjenige 
Maß an Umsicht und Sorgfalt, das nach 
dem Urteil besonnener und gewissenhaf-
ter Angehöriger der in Betracht kommen-
den Verkehrskreise zu beachten ist (Pa-
landt-Grüneberg, a.a.O., § 276 Rn. 16 
m.w.N.). Es steht in Abhängigkeit von der 
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Höhe des drohenden Schadens einerseits 
und der Wahrscheinlichkeit eines Scha-
denseintritts andererseits. Zur näheren 
Konkretisierung der spezifischen Sorg-
faltsanforderungen an den Schiffsführer 
sind ergänzend die Regelungen der §§ 7 
1, 8 BinSchG und die zu ihnen entwickel-
ten Maßstäbe heranzuziehen. Danach 
schuldet der Schiffsführer bei allen Ver-
richtungen an Bord die Sorgfalt eines or-
dentlichen Schiffers …

Eine lebensfremde Überspannung der 
Anforderungen verbietet sich (v. Wald-
stein/Holland, a.a.O., § 92b BinSchG Rn. 4 
m.w.N.) …

Nach Maßgabe der vorstehenden Grund-
sätze ist aus Sicht des Senates zu diffe-
renzieren zwischen dem Verhalten des 
Beklagten zu 1) unmittelbar bei der Ein-
fahrt in den Schutzhafen Wesel und der 
zeitlich vorhergehenden Entscheidung 
des Beklagten zu 1), die Fahrt am Morgen 
des Schadenstages ungeachtet des vor-
hergesagten Orkans anzutreten:

In Hinblick auf das Verhalten des Beklag-
ten zu 1) bei der Einfahrt in den Hafen ver-
mag der Senat nicht zu erkennen, dass 
ihm ein Verschuldensvorwurf gemacht 
werden könnte …

Zwar greift zu seinen Ungunsten der auch 
vom Schifffahrtsgericht wegen der Anfah-
rung eines ortsfesten Hindernisses zutref-
fend zur Anwendung gebrachte Beweis 
des ersten Anscheins für sein nautisches 
Verschulden ein (vgl. v. Waldstein/Hol-
land, a.a.O., § 92 BinSchG Rn. 6; Bemm/v. 
Waldstein, Rheinschiffahrtspolizeiverord-
nung 3. Auflage, § 1.04 Rn. 25, 47 m.w.N.; 
vgl. auch OLG Karlsruhe, ZfB 1998, 
Sammlung Seite 1710 ff, VersR 1999, 257 
(Anfahren eines Untertors); OLG Hamm 
VersR 2000, 476 (Anfahren eines Schleu-
sentores); BGH VersR 1977, 637 (plasti-
sche Verformung eines Dalbens infolge 
Anfahrens); vgl. auch BGH VersR 1982, 
491). Dieser Anschein dürfte indes ange-
sichts des vom Senat prozessual zugrun-
de zu legenden unstreitigen Sachverhalts 
erschüttert sein. Zwar ist eine stürmische 
Wetterlage allein im Regelfall nicht zur Er-
schütterung geeignet (vgl. OLG Nürnberg 
MDR 2017, 88). Bei dem in Rede stehen-
den Orkantief am Schadenstag handelte 
es sich jedoch mitnichten um eine bloße 
»normale« stürmische Wetterlage, son-
dern vielmehr um einen Orkan mit außer-
gewöhnlicher Wucht …

Dem Amtsgericht ist in der Einschätzung 
zu folgen, dass dem Beklagten zu 1) je-
denfalls insoweit ein Verschuldensvor-
wurf zu machen ist, als er am Morgen 
des 18.01.2018 die Fahrt ungeachtet der 
ausgesprochenen Orkanwarnungen und 
unter Außerachtlassung der Besonder-
heiten des von ihm geführten Schiffes 

überhaupt angetreten und den Vorbeizug 
des Orkans nicht im Hafen in Emmerich 
abgewartet hat. Dadurch hat er sich vor-
werfbar in eine Situation begeben, in der 
er sein Schiff voraussehbar nicht mehr 
unter Kontrolle hatte und nicht mehr oh-
ne Gefahr für sich und andere navigieren 
konnte. Insoweit ist anerkannt, dass ein 
nicht notwendig wahrscheinliches, aber 
zumindest vorhersehbares Schadenser-
eignis ein Verschulden des Schädigers 
dann begründet, wenn er es versäumt 
hat, der vorhersehbaren Gefahr rechtzei-
tig zu begegnen und diejenigen Maßnah-
men zu treffen, die nach den Umständen 
des Einzelfalles geboten und zumutbar 
waren, um den Schaden abzuwenden. Ist 
dies der Fall, ist es dem Schädiger ver-
wehrt, sich unter Verweis auf ein schuld-
loses Verhalten in der eigentlichen Ge-
fahrensituation zu entlasten (vgl. v. Wald-
stein/Holland, 12 .a.O., § 92a BinSchG Rn. 
8; Vortisch/Bemm, Binnenschiffahrtsrecht 
4. Auflage, § 92a BinSchG Rn. 5) …

Es handelte sich vorliegend gerade nicht 
um den Fall eines kurzfristigen, nicht vor-
hergesagten unvorhersehbaren Wetter-
umschwungs. Zwischen den Parteien ist 
vielmehr unstreitig und auch dem Senat 
noch in Erinnerung, dass im Januar 2018 
über sämtliche öffentlich zugänglichen 
Medien eindringliche Sturm- und Orkan-
warnungen vor dem Orkan »Friederike« 
gesendet wurden, dies bereits ab dem 
15.01.2018. Diese bezogen sich für den 
Vormittag/Mittag des 18.01.2018 gerade 
auf den von dem Beklagten zu 1) mit sei-
nem Schiff befahrenen Rheinabschnitt. 
Sturmwarnungen dieser Art darf ein ver-
antwortungsvoller pflichtbewusster 
Schiffsführer nicht einfach ignorieren, 
sondern muss sie vielmehr im Hinblick 
auf potentielle Gefahren für das von ihm 
geführte konkrete Schiff auf dem zu be-
fahrenden konkreten Streckenabschnitt 
auswerten und evaluieren. Dies hat der 
Beklagte zu 1) nach eigenem Vortrag nicht 
getan, sondern sich vor Antritt der Fahrt 
trotz des herrschenden Windes überhaupt 
nicht über das vorhergesagte Wetter infor-
miert und damit in erheblichem Maße ge-
gen die allgemeine, auch in der Binnen-
schifffahrt übliche nautische Sorgfalt ver-
stoßen Hierfür hätte zudem gerade mit 
Blick auf die Besonderheiten des GMS 
Öhringen und der beabsichtigten Fahrts-
trecke für einen sorgfältigen Schiffsführer 
Veranlassung bestanden. Denn es handel-
te sich bei dem von dem Beklagten zu 1) 
geführten Schiff – wie auf den in den Ak-
ten befindlichen Lichtbildern ersichtlich – 
um ein großes langes Schiff, das mit lee-
ren Containern, teilweise in 3 Lagen ge-
stapelt, beladen war und eine besonders 
große Angriffsfläche für Wind bot …

Schließlich würde es den Beklagten zu 1) 
auch nicht entlasten, wenn tatsächlich 
entsprechend seinen Behauptungen im 

NIF keine Orkanwarnung ausgesprochen 
worden sein sollte. Denn eine fehlende 
Orkanwarnung im NIF vermag ein schutz-
würdiges Vertrauen des Beklagten zu 1) 
auf die gefahrlose Möglichkeit des Fahr-
tantritts mit dem von ihm geführten 
Schiff nicht zu begründen. Darüber hi-
naus ist gerichtsbekannt – und geht auch 
aus der von den Beklagten selbst zu den 
Akten gereichten E-Mail des Dezernats 
Verkehrsmanagement Binnen/Schiff-
fahrtspolizei vom 21.09.2020 eindeutig 
hervor -‚ dass allgemeine Wetterinforma-
tionen nicht Inhalt der Bekanntmachun-
gen im NIF sind …

Von fehlenden Wetterwarnungen im NIF 
kann daher ebenso wenig wie von einer 
fehlenden Sperrung des Rheins für die 
Schifffahrt der Rückschluss gezogen wer-
den, ein Fahrtantritt sei generell gefahr-
los möglich …

(a) § 3 BinSchG regelt die allgemeine Haf-
tung des Schiffseigners für durch ein 
schuldhaftes Verhalten der Schiffsbesat-
zung verursachte Schäden. Nach dieser 
Vorschrift ist der Schiffseigner für den 
Schaden verantwortlich, den eine Person 
der Schiffsbesatzung (§ 3 II BinSchG) ei-
nem Dritten in Ausführung von Dienstver-
richtungen schuldhaft zufügt, § 3 1 
BinSchG. Es handelt sich dabei um eine 
zusätzliche Zurechnungshaftung sui ge-
neris, aus der sich eine besondere gesetz-
liche Verantwortlichkeit für fremdes 
schuldhaftes Tun ergibt (v. Waldstein/Hol-
land, a.a.O., § 3 BinSchG Rn. 1; Vortisch/
Bemm, a.a.O., § 3 BinSchG Rn. 1 f.). Sie 
greift sowohl bei einer Schadenszufü-
gung im Rahmen vertraglicher Schuldver-
hältnisse als auch außerhalb von vertrag-
lichen Schuldverhältnissen etwa bei uner-
laubten Handlungen der Schiffsbesat-
zung ein (vgl. Koller, Transportrecht 10. 
Auflage, § 3 BinSchG Rn. 1; Vortisch/
Bemm, a.a.O., § 3 BinSchG Rn. 3, 17) und 
tritt neben die Haftung des Schiffseigners 
aus §§ 280, 278 BGB und § 831 BGB (v. 
Waldstein/Holland, a.a.O., § 3 BinSchG 
Rn. 1; Vortisch/Bemm, a.a.O., § 3 BinSchG 
Rn. 5, 7), jedoch ohne die Exkulpations-
möglichkeit des § 831 I 2 BGB (v. Wald-
stein/Holland, a.a.O., § 3 BinSchG Rn. 6; 
Vortisch/Bemm, a.a.O., § 3 BinSchG Rn. 
7).

(b) Die tatbestandlichen Voraussetzungen 
der §§ 3 BinSchG, 823 1 BGB liegen vor. 
Die Beklagte zu 2) ist die Eignerin des 
GMS Öhringen, der Beklagte zu 1) gehör-
te als Schiffsführer des Schiffes zu dem 
Kreis der in § 3 II BinSchG genannten 
Schiffsbesatzung. Er handelte beim An-
tritt der Fahrt unzweifelhaft in Ausfüh-
rung seiner Dienstverrichtungen im Sin-
ne des § 3 1 BinSchG …

Mitgeteilt durch Rechtsanwalt  
Fink v.Waldstein, Mannheim
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Urteil des Schiffahrtsobergericht Köln 
vom 8. Juni 2021, Az.: 3 U 138/20, rechts-
kräftig.
hat der 3. Zivilsenat des Oberlandesge-
richts Köln durch die Vorsitzende Richte-
rin am Oberlandesgericht …, die Richte-
rin am Oberlandesgericht … und die Rich-
terin am Oberlandesgericht … auf die 
mündliche Verhandlung vom 11.05.2021 
für R e c h t erkannt:

Die Berufung der Beklagten gegen das 
am 13.10.2020 verkündete Urteil des AG – 
Schifffahrtsgericht – Duisburg-Ruhrort ‚ 
Az. 5 C 12/19, wird zurückgewiesen.

Die Kosten der Berufung tragen die Be-
klagten als Gesamtschuldner.

Das angefochtene wie auch dieses Urteil 
sind vorläufig vollstreckbar. Die Beklag-
ten können die Vollstreckung durch Si-
cherheitsleistung in Höhe von 110 % des 
zu vollstreckenden Betrages abwenden, 
wenn nicht die Klägerin vor der Vollstre-
ckung Sicherheit in gleicher Höhe leistet.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Gründe:

I.

Im Januar 2018 wurde in der Medienbe-
richterstattung bereits beginnend mit 
dem 15.01.2018 vor dem Orkan »Friederi-
ke« gewarnt. Dieser sollte nach den Wet-
tervorhersagen am 18.01.2018 ab dem 
Vormittag über dem Rhein im Bereich der 
späteren Unfallstelle wüten. Der Beklagte 
zu 1) war am 18.01.2018 der verantwortli-
che Schiffsführer des GMS Öhringen, die 
Beklagte zu 2) die Schiffseignerin. Das 
GMS Öhringen wurde am 17.01 .2018 
abends in Emmerich mit 45 leeren Con-
tainern beladen, dies teilweise in 3 La-
gen. Es ankerte nach der Beladung über 
Nacht in Emmerich und trat am Morgen 
des 18.01.2018 gegen 6.00 Uhr seine Fahrt 
zu Berg an. Zuvor hatte sich der Beklagte 
zu 1) weder am Abend des 17.01 .2018 
noch am Morgen des 18.01.2018 über die 
Wettervorhersagen erkundigt. Allerdings 
hatte er den Nautischen Informations-
dienst NIF permanent auf Empfang. Nach 
den – streitigen – Behauptungen der Be-
klagten wurde dort keine Unwetterwar-
nung gesendet. Zum Zeitpunkt des Fahrt-
beginns war es bereits windig und stür-
misch. Um 7.00 Uhr hörte der Beklagte zu 
1) im Radio von der Unwetterwarnung für 
den von ihm befahrenen Rheinabschnitt. 
Er entschloss sich gleichwohl zur Weiter-
fahrt. Im weiteren Verlaufe der Fahrt 
nahm der Sturm vorhersagegemäß im-
mer weiter zu. Die Container auf dem 
Schiff verrutschten, was zu einer Vertrim-
mung des Schiffes nach backbord führte. 
Der Beklagte zu 1) beschloss daraufhin 

und wegen der sich verschlechternden 
Wetterverhältnisse, den direkt vor ihm 
liegenden Schutzhafen Wesel anzusteu-
ern, um dort Schutz zu suchen. Beim Ein-
steuern in den Hafen konnte er sturmbe-
dingt nicht verhindern, dass das Schiff 
mit einer am Eingang des Hafens befind-
lichen feststehenden Verladeeinrichtung 
als Teil der Hafenanlage kollidierte und 
diese sowie einen an gleicher Stelle be-
findlichen im Eigentum der Klägerin ste-
henden unterstromseitigen Dalben be-
schädigte. Nachfolgend gelang es ihm, 
das Schiff ohne weitere Schäden und oh-
ne Containerverluste in den Hafen zu 
steuern.

Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, 
die Beklagten hafteten ihr als Gesamt-
schuldner für den kollisionsbedingten 
Schaden an dem Dalben. Der Beklagte zu 
1) habe angesichts der Sturmwarnung 
am Morgen des 18.01 .2018 die Fahrt gar 
nicht erst antreten dürfen, sondern im 
Hafen in Emmerich Schutz suchen und 
den Vorbeizug des Sturmes abwarten 
müssen. Genügender Platz sei in Emme-
rich – insoweit unstreitig – vorhanden ge-
wesen. Darüber hinaus hat die Klägerin 
behauptet, der Beklagte zu 1) habe die 
Container nicht ordnungsgemäß gesi-
chert gehabt, weshalb diese überhaupt 
erst verrutscht seien. Bei der Einfahrt in 
den Schutzhafen Wesel habe der Beklagte 
zu 1) es schließlich versäumt, den erfor-
derlichen Abstand zu der Hafenanlage 
einzuhalten, und dadurch schuldhaft die 
Kollision verursacht. Die Klägerin hat die 
Ansicht vertreten, der Beklagte zu 1) habe 
von der Einfahrt in den Hafen schon des-
halb Abstand nehmen müssen, weil ein 
kontrolliertes Einfahren und Anlegen un-
ter den herrschenden Sturmbedingungen 
von vorneherein nicht möglich gewesen 
sei. Sie hat weiter behauptet, der beschä-
digte Dalben sei Teil einer genehmigten, 
vorschriftsgemäß errichteten und ausge-
statteten Hafenanlage, die zudem auf al-
len einschlägigen Karten verzeichnet sei. 
Kollisionsbedingt sei an ihm ein erhebli-
cher Sachschaden entstanden. Ferner sei 
sie von der Garant Mineralölhandelsge-
sellschaft in Regress genommen worden 
für von dieser an den Eigner des MTS Pa-
co gezahltes Liegegeld. Der Liege-geld-
zahlung habe zugrunde gelegen, die von 
der Garant Mineralölhandelsgesellschaft 
betriebene Tanklöschanlage infolge der 
Beschädigung des Dalbens nur einge-
schränkt nutzbar gewesen sei.

Die Klägerin hat beantragt, 1. die Beklag-
ten gesamtschuldnerisch zu verurteilen, 
an sie 48.024,96 € nebst Zinsen hieraus in 
Höhe von 9 Prozentpunkten über dem Ba-
siszinssatz ab dem 17.09.2018 zu zahlen, 
2. die Beklagten gesamtschuldnerisch zu 
verurteilen, an die Klägerin Rechtsan-
waltsgebühren für das vorgelagerte Ver-

klarungsverfahren in Höhe von 4.310,30 € 
nebst Zinsen hieraus in Höhe von 9 Pro-
zentpunkten über dem Basiszinssatz ab 
dem 17.08.2018 zu zahlen. Die Beklagten 
sind dem entgegen getreten und haben 
beantragt, die Klage abzuweisen.

Die Beklagten haben die Auffassung ver-
treten, nicht für die Kollision und ihre Fol-
gen zu haften. Insoweit haben sie be-
hauptet, seinerzeit sei nicht bekannt ge-
wesen, dass Orkane gleich welcher Stär-
ke eine Gefahr für die motorisierte Bin-
nenschifffahrt darstellen könnten. Ent-
sprechende Schadensfälle habe es vor 
dem in Rede stehenden Schadensfall 
nicht gegeben. Darüber hinaus habe auch 
der NIF eine Orkanwarnung nicht ausge-
strahlt, was davon zeuge, dass von dem 
Orkan ausgehende Gefahren für das 
GMS Öhringen schlicht nicht vorherseh-
bar gewesen seien. Dies werde auch 
deutlich durch den Umstand, dass ein Pa-
trouillenboot der Wasserschutzpolizei am 
Morgen des 18.01.2018 noch zu einer all-
gemeinen Patrouillenfahrt aus dem 
Schutzhafen aus-gelaufen sei. Dies zeige, 
dass selbst die Sorgfältigsten der Sorg-
fältigen eine von dem Orkan ausgehende 
Gefahr für die Schifffahrt nicht hätten vor-
hersehen können. Vor diesem Hinter-
grund könne auch dem Beklagten zu 1) 
kein Verschuldensvorwurf gemacht wer-
den. Insoweit müsse eine vernünftige 
»Messlatte« angelegt werden, andern-
falls eine im Gesetz nicht vorgesehene 
Gefährdungshaftung statuiert werde. Der 
Beklagte zu 1) sei vor Antritt der Fahrt 
auch nicht gehalten gewesen, sich im 
»Frühstücksfernsehen« über die Wetter-
vorhersage zu informieren. Er habe viel-
mehr darauf vertrauen können, über et-
waige wetterbedingte Gefahren für die 
Binnenschifffahrt im NIE gewarnt zu wer-
den. Die Beklagten haben weiter behaup-
tet, der Radioempfang sei zu Beginn der 
Fahrt in Holland so schlecht gewesen, 
dass der Beklagte zu 1) Wetternachrichten 
erst deutlich nach Antritt der Fahrt über-
haupt habe zur Kenntnis nehmen kön-
nen. Die erste Gelegenheit zwischen Em-
merich und Wesel, Schutz zu suchen, sei – 
insoweit unstreitig – der Schutzhafen in 
Wesel gewesen. Ihn anzufahren, sei in 
Ansehung der Vertnmmung des Schiffes 
und der Wetterbedingungen nautisch die 
richtige Entscheidung gewesen. Die rela-
tiv geringfügigen Schäden an Dalben und 
Hafenanlage zeigten eindrücklich, dass 
der Beklagte zu 1) das Schiff trotz der wid-
rigen Umstände und des heftigen Sturms 
sehr sorgfältig gesteuert habe. Allein da-
durch seien gravierendere Schäden und 
ein Verlust von Containern erfolgreich 
vermieden worden. Die Klägerin habe es 
demgegenüber pflichtwidrig versäumt, in 
Erwartung des Orkans die zum Eigen-
schutz gebotenen Prallschutznlagen an-
zubringen.
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Das Schifffahrtsgericht hat der Klage mit 
seinem am 13.10.2020 verkündeten und 
den Beklagten unter dem 21.10.2020 zuge-
stellten Urteil bis auf einen Teil der Zins-
forderung und die geltend gemachten An-
waltskosten für die anwaltliche Vertretung 
der Klägerin im Verklarungsverfahren 
stattgegeben und zur Begründung ausge-
führt, die Beklagten hätten den aus dem 
Anfahren einer feststehenden Anlage re-
sultierenden Anschein eines nautischen 
Fehlverhaltens des Beklagten zu 1) bei der 
Einfahrt in den Schutzhafen Wesel nicht zu 
erschüttern vermocht. Der bloße Verweis 
auf eine stürmische Wetterlage sei für sich 
allein betrachtet nicht zur Erschütterung 
geeignet. Ob dies bei einem in seiner 
Stärke bisher unbekannten Orkantief wie 
»Friederike« anders zu beurteilen sei, kön-
ne ebenso dahinstehen wie die Frage, ob 
der NIF Sturmwarnungen gesendet habe 
und ob die Container auf dem Schiff ord-
nungsgemäß gesichert gewesen seien. 
Denn selbst nach dem eigenen Vorbrin-
gen der Beklagten und dem von ihnen 
vorgelegten Schreiben des NIF gehörten 
Wettervorhersagen nicht zum Inhalt der 
dortigen Bekanntmachungen und müss-
ten vom Schiffsführer aus anderen Quel-
len geschöpft werden. Der Beklagte zu 1) 
habe sich nach eigener Einlassung erst-
mals etwas eine Stunde nach Beginn der 
Fahrt überhaupt über das zu erwartende 
Wetter informiert. Damit habe er seinen 
nautischen Sorgfaltspflichten nicht ge-
nügt. In der Medienberichterstattung sei 
bereits lange vor dem 18.01.2018 breit 
über den Orkan berichtet worden, was 
dem Beklagten zu 1) offenbar aufgrund 
mangelnder Beschäftigung mit der Wet-
tervorhersage entgangen sei. Auch am 
Abend des 17.01.2018 sei der vorherge-
sagte Wind Gegenstand der Gespräche 
zwischen dem Beklagten zu 1) und den 
Zeugen Subaski und Gembiak gewesen, 
ohne dass dies den Beklagten zu 1) dazu 
veranlasst habe, sich vor Fahrtbeginn 
über das Wetter zu informieren. Hierfür 
habe er sich aller zur Verfügung stehender 
Informationsquellen bedienen müssen, 
was bereits nach seinem eigenen Vortrag 
nicht erfolgt sei. Die Möglichkeit, den Vor-
beizug des Orkans im Schutzhafen Em-
merich abzuwarten, habe er infolge der 
fehlenden Information überhaupt nicht in 
Betracht gezogen, obwohl dies möglich 
und in Ansehung der Gesamtlage auch 
geboten gewesen sei. Möglicherweise 
hätten auch Teile der Ladung abgeladen 
werden können, um die Lateralfläche des 
Schiffes zu verringern. Es sei schließlich 
auch nicht dargetan, dass der Beklagte zu 
1) bei der Einfahrt in den Schutzhafen We-
sel die äußerste Sorgfalt habe walten las-
sen. Gerade im Hinblick auf den zur Un-
fallzeit herrschenden Sturm sei die Ein-
fahrt in den Hafen riskant gewesen, weil 
nicht habe ausgeschlossen werden kön-
nen, dass das Schiff infolge der starken 
Windböen weiter und schneller in Rich-

tung der Dalben bzw. des Anlegers ver-
setzt würde, als dies normalerweise der 
Fall sei. Die unter Beweis gestellte Be-
hauptung der Beklagten, der Beklagte zu 
1) habe die höchste Sorgfalt eingehalten, 
unterstelle, dass in Anbetracht der herr-
schenden Wetterbedingungen und der La-
dung des Schiffes eine Einfahrt in den 
Schutzhafen ohne Beschädigung der Ha-
fenanlage und des Dalbens überhaupt 
nicht möglich gewesen sei. Diese Behaup-
tung sei aber dem Beweis von vornehe-
rein nicht zugänglich, weil auszuschließen 
sei, dass ein Sachverständiger sich in der 
Lage sehe, mit der erforderlichen Sicher-
heit auszuschließen, dass eine kollisions-
freie Einfahrt in den Hafen unter den ge-
gebenen Umständen nautisch möglich 
gewesen sei. Das Gericht könne dem 
Sachverständigen insoweit keine hinrei-
chenden Anknüpfungstatsachen für seine 
Berechnungen an die Hand geben. Der 
tatsächliche Kurs könne in Anbetracht der 
nicht reproduzierbaren Bedingungen 
auch nicht theoretisch nachgestellt und 
damit kein Vergleichskurs entwickelt wer-
den. Die Beklagten könnten sich auch 
nicht darauf berufen, die Klägerin habe 
die Kollision wegen eines fehlenden Prail-
schutzes mitverursacht. Insoweit hätten 
die Beklagten bereits nicht schlüssig dar-
getan, dass eine solche Sicherung über-
haupt bei Genehmigung der Anlage vor-
geschrieben, aber tatsächlich nicht gebaut 
worden sei. Die Schadenshöhe stehe auf-
grund der Feststellungen des gerichtli-
chen Sachverständigen im Verklarungs-
verfahren fest. Hiergegen richtet sich die 
am 19.11.2020 bei Gericht eingegangene 
und nach Fristverlängerung bis zum 
21.01.2021 am 21.01.2021 begründete Be-
rufung der Beklagten.

Mit ihrer Berufung rügen die Beklagten, 
das Amtsgericht überspanne die Anforde-
rungen an die einzuhaltende nautische 
Sorgfalt. Die in der angefochtenen Ent-
scheidung formulierten Anforderungen 
begründeten in der Sache eine Gefähr-
dungshaftung, die der Gesetzgeber im 
Rahmen des Haftungssystems nach dem 
BinSchG gerade nicht vorgesehen habe. 
Ein persönlicher Verschuldensvorwurf 
könne dem Beklagten zu 1) nicht gemacht 
werden. Zwar spreche der Anscheinsbe-
weis beim Anfahren eines stehenden Hin-
dernisses für ein Verschulden des Schiffs-
führers. Die Entkräftung dieses An-
scheinsbeweises erfordere aber entge-
gen der offenbar vom Amtsgericht vertre-
tenen Auffassung keinen vollen Gegen-
beweis, sondern lediglich eine Erschütte-
rung des Anscheins. Hierfür sei ein Orkan 
bislang nicht gekannten Ausmaßes als 
Ausnahmesituation aber völlig ausrei-
chend. Die Stärke des Orkans sei für den 
Beklagten zu 1) ebenso wenig vorherseh-
bar gewesen wie für den NIE und die Poli-
zisten der Wasserschutzpolizei. Darüber 
hinaus habe das Amtsgericht rechtsfeh-

lerhaft verkannt, dass der NIF zwar keine 
Wetterberichte, wohl aber Wetterwarnun-
gen sende. Dies ergebe sich aus dem vor-
gelegten Merkblatt des NIE. Darauf habe 
sich der Beklagte zu 1) verlassen, als er 
sich vor Fahrtbeginn auf die übrigen von 
ihm vorzunehmenden Handlungen, na-
mentlich die Sicherung des Schiffsbetrie-
bes, d.h. die Überprüfung der Funktions-
fähigkeit von Haupt- und Nebenaggrega-
ten, der Ladungssicherheit und der Siche-
rung der Besatzung gegen Gefahren kon-
zentriert habe. Die Beklagten wiederho-
len ihre Behauptung, auch im Hinblick auf 
die Einfahrt in den Hafen treffe den Be-
klagten zu 1) bei den seinerzeit herr-
schenden Verhältnissen kein nautisches 
Verschulden. Darüber hinaus habe das 
Amtsgericht die rechtliche Bedeutung ei-
nes Pralischutzes verkannt. Die Genehmi-
gung der baulichen Ausführung der Anla-
ge enthalte zwar keine zwingenden Vor-
gaben, welche Maßnahmen bei extremen 
Wetterbedingungen zu ergreifen seien. 
Gleichwohl sei die Klägerin in der gege-
benen Situation gehalten gewesen, sich 
selbst zu schützen. Diese Verpflichtung 
entspnnge dem Umstand, dass sie aus-
gerechnet an der Einfahrt eines Schutzha-
fens eine Dalbenanlage betreibe.

Die Beklagten beantragen,

das Urteil des Amtsgerichts – Schifffahrts-
gericht – Duisburg-Ruhrort vom 
13.10.2020 aufzuheben und die Klage 
kostenpflichtig abzuweisen.
Die Klägerin beantragt,

die Berufung zurückzuweisen.

Die Klägerin verteidigt das amtsgerichtli-
che Urteil nach Maßgabe der Berufungs-
erwiderung unter Bezugnahme auf ihren 
erstinstanzlichen Sachvortrag. Sie ver-
weist darauf, dass ein Polizeistreifenboot 
mit einem dreilagig beladenen Container-
schiff wie dem GMS Öhringen keinesfalls 
vergleichbar sei.
Wegen der weiteren Einzelheiten des 
Sach- und Streitstandes wird auf die im 
Berufungsrechtszug zwischen den Partei-
en gewechselten Schriftsätze sowie die zu 
den Akten gereichten Urkunden Bezug 
genommen.

Die Akte des Verklarungsverfahrens AG 
Duisburg-Ruhrort 25 111/18 BSch hat vor-
gelegen und ist Gegenstand der mündli-
chen Verhandlung gewesen.

II.

Die form- und fristgerecht eingelegte und 
auch im übrigen zulässige Berufung der 
Beklagten hat in der Sache keinen Erfolg.

1.
(a) Vertragliche Beziehungen zwischen 
der Klägerin und dem Beklagten zu 1) 
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sind nicht ersichtlich. Der Beklagte zu 1) 
haftet der Klägerin jedoch für die durch 
das Anfahren des Dalbens entstandenen 
Schäden aus Deliktsrecht, § 823 1 BGB. 
Denn der Beklagte zu 1) hat fahrlässig 
das Eigentum der Klägerin widerrechtlich 
verletzt. Die Anwendung des § 823 1 BGB 
ist auch nicht durch § 3 BinSchG ausge-
schlossen. Diese Vorschrift betrifft allein 
die zusätzliche Haftung des Schiffseig-
ners, nicht aber diejenige des Schiffsfüh-
rers. Die Haftung des rechtswidrig und 
schuldhaft handelnden Schiffsführers ge-
mäß § 823 BGB bleibt nach allgemeiner 
Meinung durch die adjektizische Zusatz-
haftung des Schiffseigners unberührt 
(vgl. v. Waldstein/Holland, Binnenschiff-
fahrtsrecht 5. Auflage, § 3 BinSchG Rn. 
32).

(b) Die Tatbestandsvoraussetzungen des 
§ 823 1 BGB sind gegeben, wovon auch 
das Schifffahrtsgericht zutreffend ausge-
gangen ist. Die Klägerin ist als Eigentü-
merin des Dalbens für die Geltendma-
chung des in Rede stehenden Schadens-
ersatzanspruches aktivlegitimiert. Ihr Ei-
gentum wurde bei der Kollision unstreitig 
beschädigt. Die Beschädigung wurde 
durch eine Handlung des Beklagten zu 1) 
verursacht, namentlich dadurch, dass das 
von ihm gesteuerte GMS Öhringen mit 
einiger Wucht gegen den Dalben prallte. 
Die Parteien streiten allein streiten über 
die Frage, ob dem Beklagten zu 1) im Hin-
blick auf den Schadenseintritt ein Ver-
schuldensvorwurf gemacht werden kann. 
Dies ist bei einem vorsätzlichen oder fahr-
lässigen Verhalten der Fall (vgl. Palandt-
Sprau, BGB 80. Auflage, § 823 Rn. 40 ff.). 
In Betracht kommt vorliegend allein ein 
fahrlässiges Verhalten des Beklagten zu 
1). Fahrlässig handelt, wer die im Verkehr 
erforderliche Sorgfalt außer Acht lässt, 
§ 276 II BGB (vgl. hierzu auch v. Wald-
stein/Hol-land, a.a.O., § 3 BinSchG Rn. 27; 
BGHZ 39, 281). Welche Sorgfalt im Ver-
kehr einzuhalten ist, orientiert sich an ob-
jektiven Merkmalen und ist grundsätzlich 
unabhängig von den persönlichen Eigen-
schaften, Gewohnheiten und Ansichten 
des Schädigers (vgl. v. Waldstein/Holland, 
a.a.O., § 3 BinSchG Rn. 28; BGHZ 39, 281). 
Auch im Binnenschifffahrtsrecht gilt kein 
individueller, sondern – wie auch sonst 
im Zivilrecht – ein auf die allgemeinen 
Verkehrsbedürfnisse ausgerichteter ob-
jektiv-abstrakter Sorgfaltsmaßstab (Pa-
landt-Grüneberg, a.a.O., § 276 Rn. 15; v. 
Waldstein/Holland, a.a.O., § 92b BinSchG 
Rn. 7; BGHZ 39, 281). Geschuldet wird die 
erforderliche Sorgfalt, nicht bloß die übli-
che Sorgfalt (Palandt-Grüneberg, a.a.O., 
§ 276 Rn. 16). Erforderlich ist dasjenige 
Maß an Umsicht und Sorgfalt, das nach 
dem Urteil besonnener und gewissenhaf-
ter Angehöriger der in Betracht kommen-
den Verkehrskreise zu beachten ist (Pa-
landt-Grüneberg, a.a.O., § 276 Rn. 16 

m.w.N.). Es steht in Abhängigkeit von der 
Höhe des drohenden Schadens einerseits 
und der Wahrscheinlichkeit eines Scha-
denseintritts andererseits. Zur näheren 
Konkretisierung der spezifischen Sorg-
faltsanforderungen an den Schiffsführer 
sind ergänzend die Regelungen der §§ 7 
1, 8 BinSchG und die zu ihnen entwickel-
ten Maßstäbe heranzuziehen. Danach 
schuldet der Schiffsführer bei allen Ver-
richtungen an Bord die Sorgfalt eines or-
dentlichen Schiffers. Dies umfasst neben 
der Beachtung der nautischen Sorgfalts-
maßstäbe, die die Sicherheit des eigenen 
Fahrzeugs, aber auch diejenige der sons-
tigen Schifffahrt gewährleisten sollen, 
auch die Beachtung der für die jeweilige 
Stromstrecke gültigen Schifffahrtsstra-
ßenordnungen (v. Waldstein/Holland, 
a.a.O., § 7 BinSchG Rn. 9), ferner die 
Überprüfung des Schiffes vor Antritt der 
Reise daraufhin, ob es sich in einem 
fahrtüchtigen Zustand befindet, gehörig 
eingerichtet und ausgerüstet sowie hin-
reichend bemannt ist und die erforderli-
chen Papiere mit sich führt, § 8 1 
BinSchG. Der Schiffsführer ist gehalten, 
zu beobachten, schlusszufolgern und zu 
handeln und zwar in der gegebenen Au-
genblickssituation (v. Waldstein/Holland, 
a.a.O., § 92b BinSchG Rn. 4). Auf diese 
hat das Gericht im Rahmen seiner Prü-
fung abzustellen. Eine lebensfremde 
Überspannung der Anforderungen ver-
bietet sich (v. Waldstein/Holland, a.a.O., 
§ 92b BinSchG Rn. 4 m.w.N.). Maßgebli-
che Gesichtspunkte für die Feststellung 
eines fahrlässigen Verhaltens sind im Bin-
nenschifffahrtsrecht – wie auch sonst – 
die Voraussehbarkeit der Gefahr sowie ih-
re Vermeidbarkeit für den Schädiger (vgl. 
Senat VersR 2011, 415; Palandt-Grüne-
berg, a.a.O., § 276 Rn. 20 f.; v. Waldstein/
Holland, a.a.O., § 3 BinSchG Rn. 27). Ver-
stöße gegen Gesetze, insbesondere das 
Binnenschifffahrtsverkehrsrecht sowie 
Vorschriften der Binnenschiffs- bzw. 
Rheinschiffsuntersuchungsordnung be-
gründen in aller Regel ein Verschulden (v. 
Waldstein/Holland, a.a.O., § 3 BinSchG 
Rn. 30).

Nach Maßgabe der vorstehenden Grund-
sätze ist aus Sicht des Senates zu diffe-
renzieren zwischen dem Verhalten des 
Beklagten zu 1) unmittelbar bei der Ein-
fahrt in den Schutzhafen Wesel und der 
zeitlich vorhergehenden Entscheidung 
des Beklagten zu 1), die Fahrt am Morgen 
des Schadenstages ungeachtet des vor-
hergesagten Orkans anzutreten:

In Hinblick auf das Verhalten des Beklag-
ten zu 1) bei der Einfahrt in den Hafen ver-
mag der Senat nicht zu erkennen, dass 
ihm ein Verschuldensvorwurf gemacht 
werden könnte. Sein Entschluss, wegen 
des Orkans den Schutzhafen Wesel anzu-
steuern, obwohl sich dies mit Blick auf 

die Wetterbedingungen für ihn aus der 
maßgeblichen ex ante-Sicht durchaus als 
nicht völlig gefahrloses Unterfangen dar-
stellen musste, vermag einen Verschul-
densvorwurf nicht zu begründen. In der 
seinerzeitigen Situation mit unstreitig be-
reits verschobenen Containern, der ein-
getretenen Vertrimmung des Schiffes und 
den im Verklarungsverfahren von dem 
Beklagten zu 1) geschilderten Problemen, 
entgegen kommenden Schiffen auszu-
weichen (vgl. Sitzungsprotokoll im Ver-
klarungsverfahren vom 22.02.2018), war 
eine Fortsetzung der Fahrt nachvollzieh-
bar mit erheblichen Gefahren für das 
Schiff selbst, den übrigen Schiffsverkehr, 
die Ladung wie auch die Besatzung ver-
bunden. Auch nautische Fehler des Be-
klagten zu 1) bei der Einfahrt in den Ha-
fen, etwa die Einhaltung eines zu gerin-
gen Abstands von dem beschädigten Dal-
ben, vermag der Senat nicht zu erkennen. 
Zwar greift zu seinen Ungunsten der auch 
vom Schifffahrtsgericht wegen der Anfah-
rung eines ortsfesten Hindernisses zutref-
fend zur Anwendung gebrachte Beweis 
des ersten Anscheins für sein nautisches 
Verschulden ein (vgl. v. Waldstein/Hol-
land, a.a.O., § 92 BinSchG Rn. 6; Bemm/v. 
Waldstein, Rheinschiffahrtspolizeiverord-
nung 3. Auflage, § 1.04 Rn. 25, 47 m.w.N.; 
vgl. auch OLG Karlsruhe, ZfB 1998, 
Sammlung Seite 1710 ff, VersR 1999,257 
(Anfahren eines Untertors); OLG Hamm 
VersR 2000, 476 (Anfahren eines Schleu-
sentores); BGH VersR 1977, 637 (plasti-
sche Verformung eines Dalbens infolge 
Anfahrens); vgl. auch BGH VersR 1982, 
491). Dieser Anschein dürfte indes ange-
sichts des vom Senat prozessual zugrun-
de zu legenden unstreitigen Sachverhalts 
erschüttert sein. Zwar ist eine stürmische 
Wetterlage allein im Regelfall nicht zur Er-
schütterung geeignet (vgl. OLG Nürnberg 
MDR 2017, 88). Bei dem in Rede stehen-
den Orkantief am Schadenstag handelte 
es sich jedoch mitnichten um eine bloße 
»normale« stürmische Wetterlage, son-
dern vielmehr um einen Orkan mit außer-
gewöhnlicher Wucht. Dass die Einfahrt in 
einen Schutzhafen auch für einen erfahre-
nen und nautisch richtig agierenden 
Schiffsführer unter den Bedingungen ei-
nes in seiner Ausprägung derart starken 
Orkans nicht immer gefahrlos möglich 
ist, sondern mit Blick auf die Wetterlage 
zumindest die ernsthafte Möglichkeit ei-
nes anderen Ablaufs besteht, davon ist 
aus Sicht des Senates auszugehen. Letzt-
lich bedarf diese Frage jedoch ebenso 
wenig einer abschließenden Entschei-
dung durch den Senat wie die klägerseits 
angesprochene Frage der Ladungssiche-
rung der Container, die mit Blick auf die 
herrschende Wetterlage ebenfalls beson-
deren Anforderungen unterlag. Denn ein 
Verschulden des Beklagten zu 1) ergibt 
sich bereits aus anderen Erwägungen. 
Auch das Schifffahrtsgericht hat diese 
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Fragen in der angefochtenen Entschei-
dung ungeachtet der von ihm in diesem 
Zusammenhang angestellten Überlegun-
gen – anders als dies in der Berufungsbe-
gründung der Beklagten anklingt – letzt-
lich dahinstehen lassen.

Dem Amtsgericht ist in der Einschätzung 
zu folgen, dass dem Beklagten zu 1) je-
denfalls insoweit ein Verschuldensvor-
wurf zu machen ist, als er am Morgen des 
18.01.2018 die Fahrt ungeachtet der aus-
gesprochenen Orkanwarnungen und un-
ter Außerachtlassung der Besonderhei-
ten des von ihm geführten Schiffes über-
haupt angetreten und den Vorbeizug des 
Orkans nicht im Hafen in Emmerich abge-
wartet hat. Dadurch hat er sich vorwerf-
bar in eine Situation begeben, in der er 
sein Schiff voraussehbar nicht mehr unter 
Kontrolle hatte und nicht mehr ohne Ge-
fahr für sich und andere navigieren konn-
te. Insoweit ist anerkannt, dass ein nicht 
notwendig wahrscheinliches, aber zumin-
dest vorhersehbares Schadensereignis 
ein Verschulden des Schädigers dann be-
gründet, wenn er es versäumt hat, der 
vorhersehbaren Gefahr rechtzeitig zu be-
gegnen und diejenigen Maßnahmen zu 
treffen, die nach den Umständen des Ein-
zelfalles geboten und zumutbar waren, 
um den Schaden abzuwenden. Ist dies 
der Fall, ist es dem Schädiger verwehrt, 
sich unter Verweis auf ein schuldloses Ver-
halten in der eigentlichen Gefahrensitua-
tion zu entlasten (vgl. v. Waldstein/Hol-
land, a.a.O., § 92a BinSchG Rn. 8; Vor-
tisch/Bemm, Binnenschiffahrtsrecht 4. 
Auflage, § 92a BinSchG Rn. 5). Die vorste-
henden Erwägungen gelten insbesonde-
re bei Havarien im Zusammenhang mit 
sich ankündigenden meteorologischen 
Veränderungen, die rechtzeitige nauti-
sche Maßnahmen wie etwa die Einstel-
lung (oder vorliegend die Nichtaufnah-
me) der Fahrt erforderlich machen (v. 
Waldstein/Holland, a.a.O., § 92a BinSchG 
Rn. 8; Vortisch/Bemm, a.a.O., § 92a 
BinSchG Rn. 5; vgl. auch OLG Nürnberg 
MDR 2017, 88; Senat VersR 2011, 415). Die-
se sind von dem Schiffsführer im Rah-
men der gebotenen Sorgfalt in Rechnung 
zu stellen. Er muss vorausschauend alle 
ihm zumutbaren Maßnahmen ergreifen 
und alle Möglichkeiten ausschöpfen, um 
ein Schadensrisiko zu vermeiden oder zu-
mindest zu begrenzen (vgl. Vortisch/
Bemm, a.a.O., § 92a BinSchG Rn. 5). Zwar 
ist er mit Blick auf die jederzeit mögliche 
Änderung der Wetterlage nicht verpflich-
tet, den Antritt einer Reise nur deshalb zu 
unterlassen, weil für einen erst am nächs-
ten Tag zu befahrenden Streckenabschnitt 
unsicheres Wetter vorhergesagt ist (vgl. 
BGH VersR 1995, 685). In einer solchen Si-
tuation mit entsprechender Wettervorher-
sage muss von ihm aber zumindest er-
wartet werden, dass er sich fortlaufend 
über die Wetterentwicklung informiert 
und gegebenenfalls rechtzeitig die Fahrt 

unterbricht (vgl. BGH VersR 1995, 685).
Dass der Beklagte zu 1) dies vorliegend 
getan hat, vermag der Senat auch seinem 
eigenen Sachvortrag nicht zu entnehmen. 
Es handelte sich vorliegend gerade nicht 
um den Fall eines kurzfristigen, nicht vor-
hergesagten unvorhersehbaren Wetter-
umschwungs. Zwischen den Parteien ist 
vielmehr unstreitig und auch dem Senat 
noch in Erinnerung, dass im Januar 2018 
über sämtliche öffentlich zugänglichen 
Medien eindringliche Sturm- und Orkan-
warnungen vor dem Orkan »Friederike« 
gesendet wurden, dies bereits ab dem 
15.01.2018. Diese bezogen sich für den 
Vormittag/Mittag des 18.01 .2018 gerade 
auf den von dem Beklagten zu 1) mit sei-
nem Schiff befahrenen Rheinabschnitt. 
Sturmwarnungen dieser Art darf ein ver-
antwortungsvoller pflichtbewusster 
Schiffsführer nicht einfach ignorieren, 
sondern muss sie vielmehr im Hinblick 
auf potentielle Gefahren für das von ihm 
geführte konkrete Schiff auf dem zu be-
fahrenden konkreten Streckenabschnitt 
auswerten und evaluieren. Dies hat der 
Beklagte zu 1) nach eigenem Vortrag nicht 
getan, sondern sich vor Antritt der Fahrt 
trotz des herrschenden Windes über-
haupt nicht über das vorhergesagte Wet-
ter informiert und damit in erheblichem 
Maße gegen die allgemeine, auch in der 
Binnenschifffahrt übliche nautische Sorg-
falt verstoßen Hierfür hätte zudem gera-
de mit Blick auf die Besonderheiten des 
GMS Öhringen und der beabsichtigten 
Fahrtstrecke für einen sorgfältigen 
Schiffsführer Veranlassung bestanden. 
Denn es handelte sich bei dem von dem 
Beklagten zu 1) geführten Schiff – wie auf 
den in den Akten befindlichen Lichtbil-
dern ersichtlich – um ein großes langes 
Schiff, das mit leeren Containern, teilwei-
se in 3 Lagen gestapelt, beladen war und 
eine besonders große Angriffsfläche für 
Wind bot. Es drohten der Verlust und 
Schäden an der Ladung, Gefahren für die 
Besatzung, das Schiff und auch den übri-
gen Schiffsverkehr. Darüber hinaus führte 
die beabsichtigte Fahrt unstreitig über ei-
nen Streckenabschnitt, in dem sich über 
einen Zeitraum von mehr als 4 Stunden 
kein Schutzhafen befand, der notfalls an-
gelaufen werden konnte, falls der vorher-
gesagte Orkan zu Problemen führen soll-
te. Auch ein Umkehrmanöver auf dem 
Rhein war mit nicht unerheblichen Gefah-
ren verbunden, die von dem Beklagten zu 
1) ebenfalls hätten ins Kalkül gezogen 
werden müssen. Vor dem Hintergrund 
der gefährdeten Rechtsgüter und der Vor-
hersagen betreffend den Orkan »Friederi-
ke« kann das Verhalten des Beklagten zu 
1) nur als sorglos und fahrlässig bezeich-
net werden. Der Antritt der Fahrt erfolgte 
letztlich auf eigenes Risiko. Dass entspre-
chend den Behauptungen der Beklagten 
seinerzeit im Sinne eines physikalischen 
Gesetzes – ähnlich dem von den Beklag-
ten in der mündlichen Verhandlung be-

mühten Faradayschen Käfig – als sicher 
angesehen werden konnte, dass ein Or-
kan gleich welcher Lokalisation und 
Windstärke niemals zu irgendwelchen 
Gefahren für die motorisierte Binnen-
schifffahrt führen könne – zumal für ein 
Schiff wie dem vorliegend in Rede ste-
henden -‚ mit der Folge, dass aus der ex 
ante Sicht des Beklagten zu 1) bereits kei-
ne potenzielle Gefahrenlage bestand, ist 
für den Senat nicht nachvollziehbar. 
Selbst wenn es – was die Beklagten zwar 
behauptet, die Klägerin jedoch zulässiger-
weise bestritten hat – vor dem in Rede 
stehenden Schadensfall noch keinen ver-
gleichbaren Schadensfall im Zusammen-
hang mit Orkanen und Stürmen gegeben 
haben sollte, rechtfertigte dies aus Sicht 
des Senates nicht die Verneinung einer 
potenziellen Gefahrenlage für das in Re-
de stehende Schiff. Maßgeblich ist inso-
weit nicht, ob die sich konkret verwirklich-
te Gefahr und der konkret eingetretene 
Schaden vorhersehbar waren, sondern 
vielmehr, ob insgesamt Gefahren für das 
Schiff und seine Manövrierfähigkeit, Be-
satzung und/oder Ladung hatten vorher-
gesehen werden können. Das kann aber 
aus Sicht des Senates schlechterdings 
nicht in Abrede gestellt werden. Denn 
dass Orkan-böen mit hohen Windge-
schwindigkeiten dann, wenn sie mit er-
heblichen Windgeschwindigkeiten auf ei-
ne große Angriffsfläche treffen, nachteili-
ge Auswirkungen auf die Stabilität eines 
Schiffes und/oder seine Ladung haben 
und auch die an Bord befindliche Besat-
zung an Leib und Leben gefährden kön-
nen, liegt auch ohne nautische Kenntnis-
se auf der Hand. Auch der Umstand, dass 
gerichtsbekannt einige Tage zuvor der 
Oberrhein wegen des Orkans »Friederi-
ke« zeitweise für die Schifffahrt gesperrt 
war, belegt aus Sicht des Senates eine 
potenzielle Gefahrenlage für die Rhein-
schifffahrt aus Sicht der zuständigen Be-
hörden. Derartigen Erwägungen kann 
sich auch ein Schiffsführer bei Wahrung 
der nautischen Sorgfalt nicht verschlie-
ßen. Ein pflichtbewusster sorgfältiger 
Schiffsführer wäre daher gehalten gewe-
sen, sich vor Antritt der Fahrt der Wetter-
vorhersagen für den von ihm befahrenen 
Streckenabschnitt zu vergewissern und 
die Gefahren abzuwägen gegen die im 
Falle einer zeitlichen Verschiebung des 
Fahrtantritts um wenige Stunden drohen-
den Nachteile. Diese Abwägung musste 
in Ansehung der gefährdeten Rechtsgü-
ter in der gegebenen Situation zwingend 
zu dem Ergebnis führen, den Vorbeizug 
des Orkans im Hafen in Emmerich abzu-
warten und den damit verbundenen Zeit-
verlust von einigen wenigen Stunden in 
Kauf zu nehmen. Dies gilt umso mehr, als 
bereits zum Zeitpunkt der Beladung und 
auch bei Fahrtantritt sehr windige Verhält-
nisse herrschten (vgl. die Aussage des 
Zeugen G und die eigene Einlassung des 
Beklagten zu 1) im Verklarungsverfahren) 
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und der Zeuge S darüber hinaus sogar 
am Vorabend mit dem Beklagten zu 1) 
über den für den Schadenstag vorherge-
sagten starken Wind explizit gesprochen 
hatte (vgl. die Aussage des Zeugen S im 
Sitzungsprotokoll vom 22.02.2018 im Ver-
klarungs-verfahren). Dass ein solches Vor-
gehen dem Beklagten zu 1) ohne weiteres 
möglich gewesen wäre, davon ist das 
Amtsgericht in der angefochtenen Ent-
scheidung zu Recht ausgegangen, ohne 
dass sich die Beklagten mit der Berufung 
hiergegen gewandt hätten.

Dass die Einholung zuverlässiger Wetter-
informationen dem Beklagten zu 1) vor 
Fahrtantritt gänzlich unmöglich gewesen 
wäre, ist beklagtenseits nicht schlüssig 
dargetan. Neben dem – von ihm lediglich 
thematisierten – Radioempfang wären 
Wetterinformationen speziell für die 
Schiffahrt auf vielfältige andere Weise, sei 
es per App z.B. windig, Internet etc., zu er-
langen gewesen. Diese allgemein zu-
gänglichen Informationsquellen hätten 
bei schlechtem Radioempfang herange-
zogen werden können und müssen. 
Schließlich würde es den Beklagten zu 1) 
auch nicht entlasten, wenn tatsächlich 
entsprechend seinen Behauptungen im 
NIF keine Orkanwarnung ausgesprochen 
worden sein sollte. Denn eine fehlende 
Orkanwamung im NIF vermag ein schutz-
würdiges Vertrauen des Beklagten zu 1) 
auf die gefahrlose Möglichkeit des Fahr-
tantritts mit dem von ihm geführten 
Schiff nicht zu begründen. Darüber hi-
naus ist gerichtsbekannt – und geht auch 
aus der von den Beklagten selbst zu den 
Akten gereichten E-Mail des Dezernats 
Verkehrsmanagement Binnen/Schiff-
fahrtspolizei vom 21.09.2020 eindeutig 
hervor -‚ dass allgemeine Wetterinforma-
tionen nicht Inhalt der Bekanntmachun-
gen im NIF sind. Diese beschränken sich 
vielmehr auf schifffahrtsbezogene Mittei-
lungen zu konkreten Gefahrensituationen 
auf konkreten Rheinabschnitten, etwa an 
Schleusen oder mit Rücksicht auf Gegen-
stände im Wasser, Verkehrsregelungen 
und Hinweise zu Verkehrsbehinderungen 
(als Lage- oder Einzelmeldungen) sowie 
gewässerkundliche Informationen wie 
Wasserstände und Eismeldungen. Selbst 
wenn – wie von den Beklagten behauptet 
– in Einzelfällen auch auf vom Wetter aus-
gehende konkrete Gefahrensituationen 
hingewiesen werden sollte, begründete 
dieser Umstand kein schutzwürdiges Ver-
trauen darauf, über die allgemeine Wet-
terlage und die von ihr ausgehende po-
tenzielle Gefahr für jeglichen Rhein-
schiffsverkehr umfassend informiert zu 
werden. Dies leuchtet schon deshalb ein, 
weil sich diese Einschätzung einer gene-
rellen Beurteilung entzieht und für die auf 
dem Rhein fahrenden Schiffe nicht allge-
mein, sondern lediglich konkret bezogen 
auf einzelne konkrete Schiffe unter Be-

rücksichtigung von deren Besonderheiten 
und jeweiliger Beladungssituation getrof-
fen werden kann. Von fehlenden Wetter-
warnungen im NIF kann daher ebenso 
wenig wie von einer fehlenden Sperrung 
des Rheins für die Schifffahrt der Rück-
schluss gezogen werden, ein Fahrtantritt 
sei generell gefahrlos möglich. Es liegt 
auch in diesen Fällen in der originären 
Verantwortung des Schiffsführers, sich 
vor Antritt der Reise über die auf dem von 
ihm befahrenen Streckenabschnitt herr-
schenden aktuellen und vorhergesagten 
Wetterverhältnisse zu informieren und 
diese im Hinblick auf potenzielle Gefah-
ren für das von ihm geführte konkrete 
Schiff in dessen aktueller Beladungssitua-
tion auf dem zu befahrenen Rheinab-
schnitt auszuwerten.

Schließlich geht auch der Verweis der Be-
klagten auf das Auslaufen des Patrouil-
lenbootes der Wasserschutzpolizei fehl. 
Insoweit vermag der Senat bereits nicht 
nachzuvollziehen, inwieweit eine etwaige 
gleichermaßen fahrlässige Fehleinschät-
zung anderer Verkehrsteilnehmer geeig-
net sein sollte, den Beklagten zu 1) zu ent-
lasten. Darüber hinaus erscheint dem Se-
nat die Gefahrabwägung im Hinblick auf 
ein kleines, wendiges Patrouillenboot, 
das im Umkreis des Schutzhafens Pa-
trouille fährt und jederzeit kurzfristig auf 
Wetterveränderungen reagieren kann, 
auch in keiner Weise vergleichbar mit der-
jenigen, die von dem Beklagten zu 1) im 
Hinblick auf das GMS Öhringen vorzu-
nehmen war.
Ein Mitverschulden der Klägerin vermag 
der Senat ebenso wenig zu erkennen wie 
das Schifffahrtsgericht in der angefochte-
nen Entscheidung. Die Erwägungen des 
Schifffahrtsgerichts macht der Senat sich 
zu eigen. Die Beklagten zeigen in der Be-
rufungsbegründung keine neuen Ge-
sichtspunkte auf. Sie stellen vielmehr 
klar, dass die von der Klägerin betriebene 
Hafenanlage den einschlägigen bauli-
chen Vorgaben für ihre Errichtung ent-
sprach.
Über den Umfang des Schadens und die 
Schadenshöhe ist im Verklarungsverfah-
ren umfänglich Beweis erhoben und ein 
Sachverständigengutachten eingeholt 
worden. Dass das Amtsgericht die von 
dem gerichtlichen Sachverständigen ge-
troffenen Feststellungen seiner Entschei-
dung zugrunde gelegt hat, begegnet kei-
ner Beanstandung durch den Senat. Von 
den sachverständigerseits geschätzten 
Reparaturkosten sind der Klägerin aus-
weislich der vorgelegten Rechnungen 
Kosten in Höhe von 80.031,33€ entstan-
den. In Abzug gebracht wurde von der 
Klägerin ein Abzug »neu für alt« in der 
vom gerichtlichen Sachverständigen im 
Verklarungsverfahren geschätzten Höhe 
von 35.228,37 E. Hinzu kommen die der 
Klägerin unstreitig von der Fa. Garant in 

Rechnung gestellten 3.240€ Liegegeld 
aufgrund Rechnung vom 15.03.2018. Ge-
gen die Schadenshöhe wenden sich die 
Beklagten in der Berufungsbegründung 
auch nicht. Weitere Ausführungen des Se-
nates sind daher nicht veranlasst.

2.
Als Folge der unerlaubten Handlung des 
Beklagten zu 1) haftet auch die Beklagte 
zu 2) in gleichem Umfang wie er für den 
streitgegenständlichen Schaden. Ihre 
Haftung ergibt sich unabhängig von der 
weiteren zwischen den Parteien diskutier-
ten rechtlichen Frage, ob zum Zeitpunkt 
der Kollision durch konkludentes Verhal-
ten bereits ein Hafenbenutzungsvertrag 
zwischen ihnen zustande gekommen war, 
jedenfalls aus § 3 BinSchG, 823 l BGB. 
Damit kann die Frage des Bestehens ver-
traglicher Ansprüche dahingestellt blei-
ben und bedarf keiner abschließenden 
Entscheidung durch den Senat.
§ 3 BinSchG regelt die allgemeine Haf-
tung des Schiffseigners für durch ein 
schuldhaftes Verhalten der Schiffsbesat-
zung verursachte Schäden. Nach dieser 
Vorschrift ist der Schiffseigner für den 
Schaden verantwortlich, den eine Person 
der Schiffsbesatzung (§ 3 II BinSchG) ei-
nem Dritten in Ausführung von Dienstver-
richtungen schuldhaft zufügt, § 3 1 
BinSchG. Es handelt sich dabei um eine 
zusätzliche Zurechnungshaftung sui ge-
neris, aus der sich eine besondere gesetz-
liche Verantwortlichkeit für fremdes 
schuldhaftes Tun ergibt (v. Waldstein/Hol-
land, a.a.O., § 3 BinSchG Rn. 1; Vortisch/
Bemm, a.a.O., § 3 BinSchG Rn. 1 f.). Sie 
greift sowohl bei einer Schadenszufü-
gung im Rahmen vertraglicher Schuldver-
hältnisse als auch außerhalb von vertrag-
lichen Schuldverhältnissen etwa bei uner-
laubten Handlungen der Schiffsbesat-
zung ein (vgl. Koller, Transportrecht 10. 
Auflage, § 3 BinSchG Rn. 1; Vortisch/
Bemm, a.a.O., § 3 BinSchG Rn. 3, 17) und 
tritt neben die Haftung des Schiffseigners 
aus §§ 280, 278 BGB und § 831 BGB (v. 
Waldstein/Holland, a.a.O., § 3 BinSchG 
Rn. 1; Vortisch/Bemm, a.a.O., § 3 BinSchG 
Rn. 5, 7), jedoch ohne die Exkulpations-
möglichkeit des § 831 I 2 BGB (v. Wald-
stein/Holland, a.a.O., § 3 BinSchG Rn. 6; 
Vortisch/Bemm, a.a.O., § 3 BinSchG Rn. 
7).
Die tatbestandlichen Voraussetzungen 
der §§ 3 BinSchG, 823 1 BGB liegen vor. 
Die Beklagte zu 2) ist die Eignerin des 
GMS Öhringen, der Beklagte zu 1) gehör-
te als Schiffsführer des Schiffes zu dem 
Kreis der in § 3 II BinSchG genannten 
Schiffsbesatzung. Er handelte beim An-
tritt der Fahrt unzweifelhaft in Ausfüh-
rung seiner Dienstverrichtungen im Sin-
ne des § 3 1 BinSchG. In Ausführung ei-
ner Dienstverrichtung handelt, wer eine 
Tätigkeit ausübt, die mit der Verwendung 
des Binnenschiffs in unmittelbarem Zu-
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sammenhang steht, wobei ein weiter 
Maßstab geboten ist (vgl. v. Waldstein/
Holland, a.a.O., § 3 BinSchG Rn. 24). Hier-
zu zählt jedes Verhalten, das mit dem zu 
leistenden Schiffsdienst nach Zweck und 
Art in einem inneren Zusammenhang 
steht (v. Waldstein/Holland, a.a.O., § 3 
BinSchG Rn. 25). Abzugrenzen ist es von 
schadensur-sächlichem Verhalten ledig-
lich bei Gelegenheit des Schiffsdienstes 
(v. Waldstein/Holland, a.a.O., § 3 BinSchG 
Rn. 23; Koller, a.a.O., § 3 BinSchG Rn. 1). 
Binnenschifffahrtstypisch werden die Be-
dienung sämtlicher Steuer-, Radar- bzw. 
Sprechfunkeinrichtungen sowie das An- 
und Ablegen zu den Dienstverrichtungen 
gezählt (v. Wald-stein/Holland, a.a.O., § 3 
BinSchG Rn. 26). Der Beklagte zu 1) han-
delte aus den obigen Erwägungen heraus 
auch fahrlässig und verletzte die nauti-
sche Sorgfaltspflicht, als er am Morgen 
des 18.01 .2018 ungeachtet der Orkanwar-
nungen für den von ihm befahrenen Stre-
ckenabschnitt mit dem GMW Öhringen 
die Fahrt antrat. Dadurch brachte er sich 
vorwerfbar in eine Lage, in der das mit er-
heblichen Gefahren verbundene Einfahr-
manöver in den Schutzhafen Wesel erfor-
derlich wurde. Bei diesem Fahrmanöver 
wurde das Eigentum der Klägerin rechts-
widrig verletzt und ihr entstand ein Scha-
den in der geltend gemachten Höhe.

3. 
Schiffseigner und Besatzungsmitglied 
haften dem Geschädigten als Gesamt-
schuldner auf Schadensersatz (vgl. v. 
Waldstein/Holland, a.a.O., § 3 BinSchG 
Rn. 32).

III.
Die prozessualen Nebenentscheidungen 
beruhen auf den §§ 97, 100, 708 Nr. 10, 
711 ZPO.
Die Revision wird nicht zugelassen, weil 
die dafür erforderlichen Voraussetzungen 
nach § 543 111 Nr. 1 und 2 ZPO nicht vor-
liegen. Die Rechtssache hat weder grund-
sätzliche Bedeutung noch erfordert die 
Fortbildung des Rechts oder die Siche-
rung einer einheitlichen Rechtsprechung 
eine Entscheidung des Revisionsgerichts.
Der Streitwert des Berufungsverfahrens 
beträgt 48.024,96 €.
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